
sonntagszeitung.ch | 21. Juni 2026

Adrian Schmid

Licht und Schatten sind in der
SVP nahe beieinander: Das bes-
te Beispiel lieferte am letzten
Sonntag Graubünden. Dort ge-
wann die Partei bei denWahlen
zehn Parlamentssitze dazu und
schaffte mit Valérie Favre Acco-
la die Rückkehr in die Kantons-
regierung. Gleichzeitig gab es
mit dem Nein zur 10-Millionen-
Initiative auf nationaler Ebe-
ne eine bittere Enttäuschung zu
verkraften. «Eswar eine speziel-
le Stimmung», sagt RomanHug,
Präsident der SVP Graubünden
und Nationalrat.

Allerdings war die SVP in
Graubünden nahe an einem to-
talen Erfolg. Der Kanton lehn-
te die Initiative des Jahres mit
nur 2500 Stimmen Differenz
ab. «Wir konnten weit über un-
sere Stammwählerschaft hinaus
Stimmen holen», sagt Hug. Dies
zeige, dass die Zuwanderung ein
echtes Problem für die Bevölke-
rung sei.

Partei gewinnt 15 von
16 kantonalenWahlen
Die SVP ist derzeit mit Abstand
die erfolgreichste Partei bei kan-
tonalenWahlen. In den 16 Kanto-
nen, in denen seit 2023 die Par-
lamente neu bestelltwurden, hat

sie mit einer Ausnahme immer
gewonnen. Nur in Uri gabs ein
Minus. Am grössten waren die
Gewinne vergangene Woche in
Graubünden (+8,3 Prozentpunk-
te) und Glarus (+10,3). Gemäss
Umfragen könnte die SVP 2027,
bei den nächstenWahlen auf na-
tionaler Ebene, gar die 30-Pro-
zent-Grenze knacken.

Wie erklärt man sich diesen
Lauf in der Partei? «Die Wähle-
rinnen undWählerwissen,wofür
die SVP steht», sagt Fraktions-
chef Thomas Aeschi und zählt
gleich die wichtigsten Positio-
nen auf: keine EU-Unterwerfung,
weniger Zuwanderung, Stopp
des Asylmissbrauchs, weniger
Steuern undAbgaben.Aeschi ist
überzeugt, dass die Konstanz der
SVPbei ihren politischen Forde-
rungenvon derWählerschaft ho-
noriert werde.

Im Kontrast dazu stehen die
nationalen Volksinitiativen, mit
denen die SVP ein ums andere
Mal verliert. Seit derMassenein-
wanderungsinitiative 2014 kam
keinemehr durch. Sie trugen die
Namen Durchsetzungs-, Selbst-
bestimmungs-, Begrenzungs-
und zuletzt Nachhaltigkeitsini-
tiative – und wurden vom Volk
alle abgelehnt.

Im Herbst könnte die SVP er-
neut auf der Verliererseite ste-

hen. Am 27. September kommt
die Neutralitätsinitiative vors
Volk. Diese will die «immer-
währende und bewaffnete Neu-
tralität» in derVerfassungveran-
kern undwirtschaftliche Sankti-
onenwie aktuell gegen Russland
verbieten.

Nur indirekt
eine Initiative der SVP
Eine repräsentative Umfrage des
Instituts Leewas im Auftrag von
Tamedia und «20Minuten» deu-
tet auf ein Nein hin. 54 Prozent
der Befragten lehnen die Vorla-
ge ab. Die Zustimmung liegt bei
34 Prozent, 12 Prozent haben kei-
ne Position bezogen. Die Um-
frage wurde letzte Woche unter
26’000 Personen durchgeführt.

Selbst in der SVP ist eine ge-
wisse Skepsis erkennbar. Man-
che befürchten schon länger eine
Niederlage, anderen geht sie zu
weit. Öffentlich äussernmag sich
jedoch kaum jemand. Schliesslich
wurde die Neutralitätsinitiative
2022 von Übervater Christoph
Blocher initiiert – als Reaktion
auf die EU-Sanktionen gegen
Russland, die von der Schweiz
damals übernommen wurden.

Einer, der sich ein wenig ge-
gen Blocher stellte, war Stände-
rat Hannes Germann. Er sag-
te vor ein paar Monaten, dass

er den Gegenvorschlag bevor-
zuge. Dieser kam im Parlament
jedoch nicht durch, sodass sich
Germann am Ende für die Initi-
ative aussprach.

Auffällig ist zudem, dass SVP-
Vertreter in diesenTagen imGe-

spräch gern auchmal darauf hin-
weisen, dass es sich bei derNeut-
ralitätsinitiative gar nicht um ein
SVP-Projekt handle. Die Partei-
gremien haben bisher keine of-
fiziellen Beschlüsse zumBegeh-
ren gefällt. Für die Kampagne ist

Die SVP steht vor
der nächsten Niederlage –
doch die Partei setzt andere

Prioritäten
Nach Nein zur 10-Millionen-Initiative Der Kampf gegen die EU-Verträge ist für die SVP

wichtiger als Christoph Blochers Neutralitätsinitiative. Das Volk dürfte diese im Herbst
denn auch ablehnen, wie eine Umfrage zeigt.

Herr Blocher, Sie haben soeben
die 10-Millionen-Initiative
verloren, Ihre Neutralitäts
initiative hat laut Umfrage eine
Zustimmung von 34 Prozent
– die Bilateralen III hingegen,
die Ihre Partei bekämpft, haben
eine Zustimmung von
60 Prozent. Haben Sie das
Gespür für dasVolk verloren?
Man muss immer wissen, was
man will.Will man eine Initiati-
ve lancieren, obwohl manweiss,
dass sie nicht durchkommt?Oder
hofft man sogar, siewerde abge-
lehnt? Oderwill man eine lancie-
ren, damit sie durchkommt, aber
bei Ablehnung keine negativen
Folgen hat?
Siewollten die 10-Millionen-
Initiative also gar nicht
gewinnen?
Doch. Die 10-Millionen-Initiati-
ve war eine, die durchkommen
sollte. Jetzt wurde sie abgelehnt
zum Nachteil der Schweiz, aber
für die SVP ist es nicht schlimm.
Es hilft uns.
Tatsache ist, Sie haben die
nationale Abstimmung deutlich
verloren, die kantonalen
Wahlen, die gleichzeitig
stattfanden, aber gewonnen.
Wie kommt das?
Einweiterer Beweis, dass dieAb-
lehnung der SVP nützt. Im Kan-
tonGraubünden –wo die 10-Mil-
lionen-Schweiz-Initiative abge-

lehnt wurde – hat die SVP am
gleichen Sonntag acht Prozent
zugelegt, zehn Mandate gewon-
nen und wurde zur stärksten
Partei. Die Parteien Mitte und
FDP haben zehn Mandate verlo-
ren. Im Kanton Glarus dasselbe.
Die SVP hat dort sechs Sitze ge-
wonnen, auf Kosten der «Sieger».

Graubünden ist ein Sonderfall.
Dort haben Sie von der
politischen Dummheit Ihrer
Gegner profitiert.
Stimmt. Nach meiner Abwahl
im Jahr 2007 stand die SVP in
Graubünden nahe amNullpunkt,
denn sie wurde von der Schwei-
zerischen SVP ausgeschlossen
und gründete die BDP, die spä-
ter in der CVPbzw. derMitte auf-
gegangen ist.Wer diesen Kanton
kennt, wusste, dass dies nicht
funktionieren kann, denn zwi-
schen den Demokraten, später
SVP, und derCVP, heute dieMitte
– also zwischen den Reformier-

ten und den Katholiken – war
ein grosser Gegensatz. Darum
hat die Mitte durch die Fusion
sowohl reformierte als auch ka-
tholischeWähler verloren.
Also, ein Sondereffekt.
Daswiderspricht Ihrer
Kernaussage: Die Initiative hat
der SVPpolitisch genützt.
Nein, vielleicht ist sie im Kanton
Graubünden stärker abgestützt
als in allen anderen siegreichen
Kantonen.Aber nun sind die an-
deren – die Sieger– in derPflicht,
etwas gegen die Einwanderung
zu tun. Aber sie wissen nicht,
was. Der freisinnige Ständerat
Damian Müller aus Luzern sag-
te: «Jetzt machen wir eine Asyl-
revolution.»
DasAsylthema ist das eine.
Die schwierigere Frage ist:Wie
bringtman es hin, dassweniger
Migration aus Europa kommt?
Es sind guteVorschläge gemacht
worden. Einer steht in der Bun-
desverfassung, nämlich die Kon-
tingentierung und Einschrän-
kungen beim Familiennachzug
– diese Verfassungsnorm wur-
de jedoch nie umgesetzt.
...weil dasmit der EU nicht zu
machen ist.
Das hat man gar nie versucht.
Aberdie Grundsatzfrage ist doch:
WarumkommenvielmehrMen-
schen aus Europa in die Schweiz
als in die meisten Länder?

Warum?
Weil die Schweiz, dank ihrer
Tüchtigkeit, bessere Lebensbe-
dingungen bietet. Milton Fried-
man, der Nobelpreisträger und
ein überzeugter Freihändler, sag-
te: «Man kann keinen Wohl-
fahrtsstaat haben und gleich-
zeitig offene Grenzen für Men-
schen.» Das heisst, man müsste
schlechte Rahmenbedingungen
schaffen, damit niemand mehr
kommen will. Aber wollen Sie
alle Sozialleistungen auf das
tiefste europäische Niveau sen-
ken, die Steuern auf das höchste
Niveau schrauben und die Löh-
ne – für die Schweizer – senken?
Nein, aberwarum kam es nach
derverlorenenAbstimmung zu
so emotionalen Reaktionen von
ThomasMatter undThomas
Aeschi? Andreas Glarner liess
sich sogar zumVorschlag
hinreissen, künftig alle
Asylbewerber in die Städte zu
schicken. Sind das schlechte
Verlierer?
Nein. Aber nach Abstimmungs-
resultaten – in derHitze des Ge-
fechts – sagtman schnell mal et-
was, das man vielleicht nicht so
ernst gemeint hat. Die Initiative
zur 10-Millionen-Schweiz wur-
de abgelehnt – zunächst gilt es,
hier nichts zu sagen.
ZurNeutralitätsinitiative. Sie
liegt in den Umfragen derzeit

«Russland bereitet
der Schweiz

weniger Probleme
als Amerika»

Christoph Blocher Der Alt-Bundesrat über
die drohende Niederlage bei seiner

Neutralitätsinitiative und die verlorene
Abstimmung zur 10-Millionen-Schweiz.
Und warum er seine Partei trotzdem

als Gewinnerin sieht.

Von Trump inspiriert: Eine Mütze mit der Aufschrift «Mach die Schweiz

Veränderungen der Wähleranteile
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Die SVP legt fast überall zu

«Eine der grossen
Fragen ist:
Wie schützenwir
unser Land vor
kriegerischen
Ereignissen?»

Schweiz 3

Pro Schweiz zuständig, dieNach-
folgeorganisation derAktion für
eine unabhängige und neutrale
Schweiz (Auns).

Doch auch ohne offizielles
SVP-Gütesiegel ist das Begeh-
ren eng mit der SVP verbunden.

Alt-Bundesrat Blocher ist und
bleibt der Initiator, obwohl er
im Initiativkomitee fehlt. Dieses
wird vom ehemaligen SVP-Na-
tionalrat Walter Wobmann ge-
führt. DemKomitee gehören zu-
dem auch Persönlichkeiten von

ausserhalb der Partei an, wie
der ehemalige Fifa-Präsident
Sepp Blatter. Doch auch die SVP
ist recht namhaft vertreten mit
Thomas Aeschi, Nationalrats-
präsident Pierre-André Page und
Alt-Nationalrat Hans-Ueli Vogt.

«Die Schweizer Neutralität hat
nichts mit einem Parteibüch-
lein zu tun», sagt Walter Wob-
mann. Sie betreffe die ganze
Bevölkerung. Es sei «logisch»,
dass Pro Schweiz bei der Kam-
pagne federführend sei. Die Or-

ganisation setze sich für die Ei-
genständigkeit der Schweiz ein.
Die SVP könne nicht alles selbst
machen. Aber auch für die Par-
tei sei die Neutralität «ein zent-
rales Thema».

Aeschi bestätigt dies: «Füruns
ist zentral, dass die Neutralität
auf Verfassungsebene verankert
wird, damit sie zukünftig nicht
mehr beliebig ausgelegt werden
kann.» Der Zuger Nationalrat
geht davon aus, dass die SVP-De-
legierten im August der Initiati-
ve «einstimmig» ihre Unterstüt-
zung aussprechen werden.

Kampf gegen EU-Paket
überschattet alles
Im Umfeld der Schweizerischen
Volkspartei ist der Zuspruch in
der Tat gross, wie die Umfra-
ge bestätigt. 72 Prozent der Par-
teisympathisanten unterstüt-
zen die Neutralitätsinitiative.
Nur 14 Prozent sind derzeit da-
gegen. Bei den anderen Parteien

hingegen gibt es nirgends eine
Mehrheit für die Vorlage.

Nichtsdestotrotz gibt es für
die SVPWichtigeres als die Ab-
stimmung über die Neutrali-
tätsinitiative. Insbesondere der
Kampf gegen die EU-Verträge
geniesst einen ganz anderen
Stellenwert,wieAeschi bestätigt.
Mit diesem Paketwerde die «di-
rekte Demokratie massgeblich
geschwächt», der Föderalismus
ausgehebelt und die Unabhän-
gigkeit der Eidgenossenschaft
stark beschnitten. «Für mich
ist dies die wichtigste Abstim-
mung inmeinempolitischen Le-
ben – seit ich als 13-Jähriger zu-
sammen mit meinen Eltern das
EWR-Nein am Fernsehen mit-
verfolgte.»

Damit ist klar: Beim EU-
Showdown muss die Niederla-
genserie der SVP reissen. An-
dernfalls wird auch der Glanz
der kantonalenWahlsiege rasch
verblassen.

so schlecht, dass sie in die
Kategorie der Initiativen fällt,
von denenmanweiss, dass sie
nicht durchkommen. Lohnt sie
sich trotzdem?
Sie hat sich bereits gelohnt.
Warum?
Endlich muss man sich mit der
schweizerischen Neutralität als
wichtiges Identitätsmerkmal
auseinandersetzen. Was sind
denn die Hauptgefahren für die
Schweiz?

Sagen Sie es.
Die Bedrohung derUnabhängig-
keit und der Selbstbestimmung.
Das betrifft einerseits die EU-
Anbindungsverträge. Sie kom-
men später zur Abstimmung.
Die zweite grosse Frage ist: Wie
schützen wir unser Land vor
kriegerischen Ereignissen?
Könnenwir das imAlleingang?
Ich bin überzeugt: die bewähr-
te schweizerische Neutralität –

das heisst dauernd, bewaffnet
und integral. Sie hat uns 200 Jah-
re vor schlimmeren kriegeri-
schen Angriffen geschützt. Und
sie wird politisch immer mehr
ausgehöhlt. Als Russland die
Ukraine angriff, sagteman: «Wir
machen die nicht-militärischen
Zwangsmassnahmenmit» – also
Handelsbeschränkungen genau
wie die EU.
Was derUkraine hilft.Wollen
Sie den Russen helfen?
Nein. Weder den Russen noch
den anderen. Es ist natürlich
schwierig, neutral zu bleiben ge-
genüber jemandem, gegen den
die eigeneAnsicht steht. Daswar
auch bei Hitler so.
Wie ist das eigentlichmit
der Russland-Freundlichkeit
der SVP? Bei Roger Köppel
ist die ja sehr ausgeprägt.
Roger Köppel steht grundsätz-
lich immer auf der Seite der «Ver-
schupften».
Es sind die «verschupften»
Russen, die angreifen.
Und das lehnenwir ab. Aberwie
heisst das Sprichwort: «Ein’s
Mann’s Red ist kein’sMann’s Red.
Man muss sie hören alle beid.»
Wie ist denn IhrUrteil
über Putins Russland?
Was Russland und die Neutra-
lität betrifft: Russland war der
Schweiz gegenüber stets kon-
sequent. Schon 1815 am Wiener

KongresswarRussland einer der
Hauptgaranten der schweizeri-
schen Neutralität – der dauern-
den, bewaffneten und integralen
Neutralität, die auch nichtmilitä-
rische Zwangsmassnahmen aus-
schliesst. Deswegen wurde sie
völkerrechtlich anerkannt.
Und heute?
Seit dem Zweiten Weltkrieg ha-
ben die Russen der Schweiz aus-
senpolitisch weniger Probleme
gemacht als die Amerikaner. Die
Abschaffung des Bankgeheim-

nisses, der Druck auf unsere Fi-
nanzplätze – das waren alles
amerikanische Initiativen, keine
russischen. Aber seit den Wirt-
schaftssanktionen gegen Russ-
land ist die Schweiz für die Rus-
sen eine Kriegspartei.
An Glaubwürdigkeit haben
wir auch verloren,weil das
SchweizerMilitär in einem
schlechten Zustand ist und
geradezu unfähig,wenn es
um die die Beschaffung
von Kriegsmaterial geht.
Zudem kaufenwir ständig
amerikanische Systeme –
begibtman sich da nicht in
eine gefährlicheAbhängigkeit?
Ja, das beunruhigt. Man sollte
solche Verträge möglichst über
privatwirtschaftliche Kanäle ab-
wickeln – über Gesellschaften,
die nur mit den US-Herstellern
vertraglich verbunden sind, ohne
staatlicheVerquickung. Eine pri-
vate Gesellschaft würde die Ver-
träge sicher besser aushandeln
als der Staat, der von einem Fix-
preis träumt und dann feststellt,
dass «fix» beim Amerikaner et-
was ganz anderes bedeutet als
bei uns.
Vielewürden liebermit
der EU kooperieren,weil man
denAmerikanern nicht trauen
kann.Verstehen Sie das?
Misstrauen gegenüber Ameri-
ka rechtfertigt doch noch nicht

grenzenloses Vertrauen in die
EU.Wirwollen gute Beziehungen
zuAmerika und zu Europa – aber
immer ohne unsere Unabhän-
gigkeit aufzugeben. Wenn man
das glaubwürdig vertritt, wird
es auch akzeptiert. Aberwir ver-
treten es ja nicht mehr konse-
quent.
Eben...
Sollen wir uns der EU unter-
werfen, weil wir Schwierigkei-
ten mit Amerika haben? Das ist
keine Lösung. Wenn wir in die
EU gehen, löst dies das Problem
mit Amerika nicht. Und wenn
wir es mit Amerika halten, löst
dies das Problem der EU nicht.
Nur wenn wir unserem Grund-
satz der Souveränität und der
schweizerischenNeutralität treu
bleiben, bin ich überzeugt, dass
es gut kommt.
... und trotzdem
werden Siewieder verlieren.
Ichweiss es nicht.Aber auf jeden
Fall wird der Wert der schwei-
zerischen Neutralität wachsen.
Auch wenn wir mit der Neutra-
litätsinitiative verlieren sollten,
ist die Neutralität nicht verloren.
DasThema bleibt.Man sieht dies
auch bei der 10-Millionen-Initi-
ative: Wichtige Themen bleiben
in der Diskussion – und wir ge-
winnen.

Arthur Rutishauser

wieder neutral» liegt auf einem Tisch, während Christoph Blocher im April zu Mitgliedern von Pro Schweiz in Bern spricht. Foto: Keystone

«Man muss beiden Seiten zuhören»: Christoph Blocher. Foto: Moritz Hager

«Misstrauen
gegenüber Amerika
rechtfertigt
doch noch nicht
grenzenloses
Vertrauen
in die EU.»

(Zustimmung zur «Neutralitäts-Initiative» – nach Parteisympathie,
Antworten in %)
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Zustimmung zur «Neutralitäts-Initiative» aus SVP-Kreisen
Frage: Im September entscheidet die Schweizer Stimmbevölkerung
über die «Neutralitäts-Initiative» aus SVP-Kreisen. Diese will die
«immerwährende und bewaffnete Neutralität» in der Verfassung
verankern und wirtschaftliche Sanktionen wie aktuell gegen Russland
verbieten.

Würden Sie diese annehmen?
(Antworten in %)
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Die Resultate basieren auf 26’205 Umfragteilnehmenden
Umfragetage: 11. Juni – 14. Juni 2026
Stichproben-Fehlerbereich: +/‒ 1% Punkte, respektive +/- 3 – 5 % Punkte
Grafik: can / Quelle: LeeWas GmbH in Zusammenarbeit mit 20 Minuten-/Tamedia

«Es ist schwierig,
neutral zu bleiben
gegenüber
jemandem, gegen
den die eigene
Ansicht steht.»


